
Nachschlagewerk: 
BGHZ:

0 a 
da

BGB §§ 839 E, 847, 1359

a) Zur Frage eines Schmerzensgeldanspruchs zwischen 
Eheleuten und der Bedeutung eines solchen Anspruchs 
als anderweite Ersatzmöglichkeit im Sinn des § 839 
Abs. 1 Satz 2 BGB.

b) Der mildere Haftungsmaßstab des § 1359 BGB greift 
nicht ein bei Körperverletzungen zwischen Eheleuten 
infolge ihrer gemeinsamen Teilnahme am Straßenver­
kehr (Ergänzung zu BGHZ 53, 352).
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. Juni 1973 durch die 
Richter Dr. Kreft, Dr. Arndt, Dr. Beyer, Gähtgens und 
Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Auf die Revision der beklagten Bundesrepublik 
wird das Urteil des 1. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Stuttgart vom 27. Oktober 1971 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisionsrechtszuges, an das Berufungsgericht 
zurückverwie sen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerinnen nehmen die beklagte Bundesrepublik 
anstelle der Vereinigten Staaten von Amerika auf Zahlung 
von Schmerzensgeld in Anspruch. Sie wurden am 15. Juni 
1968 auf einer Familienfahrt als Insassen eines von dem 
Maschinenmeister H. H B  gesteuerten Personenwagens 
verletzt, als ein auf der rechten Spur der Autobahn fah­
render amerikanischer Militärlastwagen abbremste und da­
durch sein, nach den Feststellungen des Berufungsgerichts
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nicht bremsbarer, einachsiger Anhänger nach links gegen 
auf der Überholspur fahrenden Kraftwagen schleu­

derte. Die Klägerin zu 1) ist die Ehefrau die
Klägerin zu 2) seine Mutter.

Das Amt für Verteidigungslasten hat die - fristge­
recht geltend gemachte - Zahlung von Schmerzensgeld ab­
gelehnt.

Das Landgericht hat die Bundesrepublik u.a* ver­
urteilt, an die Klägerin zu 1) 800 DM und an die Klä­
gerin zu 2) 1.500 DM als Schmerzensgeld zu zahlen. Die 
Berufung der Beklagten ist erfolglos geblieben. Mit ih­
rer vom Berufungsgericht zugelassenen Revision verfolgt 
die Bundesrepublik ihr Begehren um Abweisung der Klage 
weiter. ;

^tscheidungsgründe£

I.
Das Berufungsgericht hat im wesentlichen ausge­

führt:

Der Fahrer des amerikanischen Lastkraftwagens ha­
be den Unfall schuldhaft herbeigeführt. Er habe so 
heftig gebremst, daß der nicht selbständig bremsbare 
Anhänger nach links ausgebrochen sei. Der Fahrer ha­
be wissen müssen, daß heftiges Bremsen bei einem Fahr­
zeug mit einem einachsigen Anhänger ohne eigene Brems­
einrichtung fast notwendig zum Ausbrechen des Anhän-



gers führe. Neben der Haftung der Beklagten für dieses 
Verschulden hätten die Klägerinnen hinsichtlich ihrer 
Schmerzensgeldansprüche keine anderweite Ersatzmöglich­
keit. Es könne zwar unterstellt werden, daß auch den 
Fahrer des Personenkraftwagens, WflHB, der Vorwurf der 
leicht fahrlässigen Herbeiführung des Unfalls treffe, 
dennoch schulde er kein Schmerzensgeld. Den Klägerinnen 
stehe ein wegen der mit der Körperverlet­
zung einhergehenden immateriellen Beeinträchtigungen 
gegen ihren Ehemann und Sohn nicht zu. Ehegatten, deren 
Ehe intakt sei und die in häuslicher Gemeinschaft mit­
einander lebten, pflegten leichtere Verletzungen, die 
ihnen der andere Ehegatte bei Verrichtungen des tägli­
chen Lebens durch leichtes Verschulden zufüge, nicht 
über § 847 BGB in Geld umzumünzen, schon gar nicht,wenn 
der "schuldigen Ehegatte die Geldentschädigung aus ei­
gener Tasche aufbringen, also letztlich den gemeinsamen 
Haushalt damit belasten müsse. '’Genugtuung" schuldeten 
sich in einer guten Ehe lebende Eheleute bei derartiger 
Sachlage ohnehin nicht, und den "Ausgleich" ihrer nicht 
vermögensrechtlichen Beeinträchtigungen pflegten sie 
nicht über § 847 BGB, sondern in einer ihren Gewohnhei­
ten und ihrer Art des Zusammenlebens entsprechenden 
Weise herzustellen. Zu denken sei dabei etwa an beson­
ders gute und liebevolle Pflege während des Krankenla­
gers, an kleinere Aufmerksamkeiten oder an vorüberge­
hende Übernahme der dem verletzten Ehegatten obliegen­
den Tätigkeiten in Beruf und Haushalt. Ein - über 
§ 847 BGB rechtlich durchsetzbarer - Geldanspruch 
scheide Jedenfalls grundsätzlich aus.
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Diese Erwägungen gälten entsprechend für die Klä­
gerin zu 2). Auch sie lebe mit ihrem Sohn Helmut 
in enger häuslicher Gemeinschaft und werde - wenigstens 
teilweise - von ihm unterhalten. Unter solchen Umstän­
den pflegten Eltern ihre Kinder wegen immaterieller Be­
einträchtigungen infolge leicht fahrlässig herbeigeführ­
ter Verletzungen im Rahmen einer Gefälligkeit sowenig 
auf Geldersatz in Anspruch zu nehmen wie Ehegatten.

Davon abgesehen wäre es für beide Klägerinnen nicht 
zumutbar, ihren Ehemann und Sohn auf Zahlung einer Geld­
entschädigung in Anspruch zu nehmen. Da Versicherungs­
schutz nicht bestehe, würde eine solche Inanspruchnahme 
gerade nicht zu einem finanziellen "Ausgleich*1, sondern 
zu einer "sinnlosen Umschichtung" des Familienvermögens 
führen. Auf etwaige Rückgriffsansprüche gegen Helmut 
VflBP könne sich die Beklagte nicht berufen. Sie werde, 
wenn ein Schmerzensgeldanspruch der Klägerinnen gegen 
Helmut bestünde, schwerlich mit einem Erfolg ih­
rer Rückgriffsansprüche rechnen können. Denn durch die 
Geltendmachung solcher Ansprüche würde doch in den Fa­
milienfrieden eingegriffen, den zu schützen Aufgabe al­
ler staatlichen Gewalt sei. Eben dieser Gesichtspunkt 
mache es für die Klägerinnen unzumutbar, Helmut WfliK 
in Anspruch zu nehmen.

Die Beklagte sei daher verpflichtet, eine billige 
Entschädigung in Geld für denjenigen Nichtvermögens­
schaden zu zahlen, den der Fahrer des Militärlastkraft- 
wagens den Klägerinnen zugefügt habe. Im Verhältnis zu 
ihm hätten sie Anspruch auf Ausgleich und auf Genug-
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tuung. Der im Verhältnis zu Helmut W d l  anzunehmende 
"familiäre", nicht mit Hilfe von Geld sich vollziehende 
Ausgleich führe nicht zu einem Wegfall der EntSchädi­
gung spflicht der Beklagten. Denn Helmut Wfl|p brauche 
nur seinen Anteil an der Schädigung der Klägerinnen 
"wiedergutzumachen", und zwar auf eine nur ihm zur Ver­
fügung stehende Weise.

Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprü­
fung nicht stand. Die Revision führt zur Aufhebung des 
Berufungsurteils.

A. Schmerzensgeldanspruch der Ehefrau (Klägerin zu 1) 
gegen die Beklagte.

1. a) Das Berufungsgericht hat unterstellt, daß 
außer dem Fahrer des amerikanischen Militärlastwagens 
auch der Ehemann der Klägerin den Verkehrsunfall mit­
verursacht hat, und zwar in leicht fahrlässiger Weise. 
Seine Fahrlässigkeit begründet die Haftung des Ehe­
mannes (§§ 276 Abs. 1 Satz 1, 823 Abs. 1 BGB).

Der mildere Haftungsmaßstab des § 1359 BGB ist 
hier ohne Bedeutung. Dabei braucht der Senat nicht zu 
entscheiden, ob bei leicht fahrlässigem Verhalten ei­
nes Kraftfahrers im Straßenverkehr, das zu einem Ver­
kehrsunfall und einer Verletzung der mitfahrenden Ehe­
frau geführt hat, überhaupt von einer Anwendung der 
Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten im Sinn des 
§ 1359 BGB gesprochen werden kann, wenn sich der Fah­
rer darauf beruft, er pflege immer so zu fahren.
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Darauf kommt es nicht an. Der IV. Senat des Bundesge­
richtshofs hat in seinem Urteil vom 11. März 1970 - IV ZR 
772/68 (= BGHZ 53» 352, 355) für den Fall des von einer 
Ehefrau bei einem Verkehrsunfall verursachten Schadens 
a m i*ires Ehemannes entschieden, daß der 
Haftungsmaßstab des § 1359 BGB jedenfalls dann nicht ein­
greife, wenn es bei einer Beteiligung der Eheleute am 
Straßenverkehr dadurch zu Schäden kommt, daß der eine 
von ihnen schuldhaft die für diesen Verkehr geltenden Re­
geln verletzt hat. Der erkennende Senat schließt sich 
dem für den Fall der Kö^erverletzung von Eheleuten in­
folge ihrer gemeinsamen Teilnahme am allgemeinen Stras- 
senverkehr an.

b) Der Bundesgerichtshof hat bisher nicht entschie­
den, ob und gegebenenfalls inwieweit im Einzelfall bei 
ungestörter (intakter) Ehe Ersatzansprüche unter Ehe­
leuten wegen einer leicht fahrlässig verursachten Kör­
perverletzung überhaupt ausgeschlossen sein können,oder 
ob jedenfalls aus dem ehelichen Verhältnis und damit 
besonders der Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme 
eine Verpflichtung folgen kann, solche Ansprüche nicht 
geltend zu machen (vgl. dazu: Staudinger/HUbner, BGB, 
10./11. Aufl., Rdnr. 28 vor § 1353; Soergel/Siebert/ 
Lange, BGB, 10. Aufl., § 1353 Rdnr. 23; Erman/Bartholo- 
meyczik, BGB, 5. Aufl., § 1359 Rdnr. 5 und Rdnr. 6 vor 
§ 1353; Henrich, Familienrecht, 1970, § 10 I 3 b; Hauß 
in LM BGB § 1359 Nr. 3 und in Festschrift Möhring,1965, 
345, 358).

Der IV. Senat hat diese Frage in seiner Entschei­
dung BGHZ 53, 352 ausdrücklich offengelassen (S. 356).
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Auch der erkennende Senat braucht sie nicht zu entschei­
den. Jedenfalls genügt nicht allein die Tatsache, daß 
Eheleute in einer ungestörten Gemeinschaft leben, um 
Schadensersatzansprüche aus Rechtsgründen zu versagen, 
wenn ein Ehepartner durch leichte Fahrlässigkeit des 
anderen im Straßenverkehr zu Schaden gekommen ist. Die 
Forderung nach Schadensersatz wegen fahrlässiger Kör­
perverletzung ist rechtlich nicht von vornherein mit 
dem Wesen der Ehe unvereinbar (vgl.: Dölle, Familien­
recht, 1964, § 44 I c; Beitzke, Familienrecht, 16.Auf1., 
§ 12 III 3; Jayme in Zeitschrift für Ehe und Familie 
- FamRZ - 1970, 388, 389, 390; Hauß in Festschrift Möh- 
ring 345, 356, 357). Es müssen weitere Umstände hinzu­
kommen, die das Begehren im Einzelfall bei Berücksich­
tigung der sich aus der Ehe ergebenden Pflichten und 
Wirkungen als unangemessen erscheinen lassen. Das könn­
te beispielsweise dann der Fall sein, wenn der haften­
de Ehepartner durch die Inanspruchnahme auf Schadens­
ersatz wesentliche Nachteile erleiden würde, welche über 
die mit der Erstattung des Schadens notwendig verbun­
dene Vermögenseinbuße hinausgingen. Das Berufungsgericht 
hat jedoch irgendwelche Umstände solcher Art oder auch 
nur Anhaltspunkte für eine derartige Beurteilung nicht 
festgestellt. Auch die Parteien haben dazu nichts vor­
getragen.

c) Soweit ein Ehepartner dem anderen wegen schuld­
hafter Körperverletzung ersatzpflichtig ist, schuldet 
er grundsätzlich auch ein angemessenes Schmerzensgeld.

Das ergibt sich unmittelbar aus § 847 Abs. 1 
Satz 1 BGB. Die Vorschrift gewährt, wenn eine unerlaubte
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Handlung zu einem Nichtvermögensschaden geführt hat, 
als gesetzliche Folge allgemein und ohne Einschränkung 
einen Anspruch auf eine billige Entschädigung in Geld.

Eine Einschränkung des Rechts auf Schmerzensgeld 
- und zwar dem Grunde nach - folgt hier auch nicht al­
lein aus dem Umstand, daß es sich um einen Anspruch 
zwischen Eheleuten handelt. Das Recht auf Entschädi­
gung wegen eines vom Ehepartner herbeigeführten Nicht­
vermögens Schadens widerspricht nicht notwendigerweise 
dem Wesen der Ehe (so: OLG Karlsruhe, FamRZ 1961, 375; 
Dölle § 44 I 1 c; ersichtlich auch Hartung in VersR 
1970, 674 und Hauß in LM BGB § 1359 Nr. 3; aA: Henrich 
§ 10 I 3 b; Roloff in VersR 1964, 703, 704, wohl auch 
Staudinger/Hübner Rdnr. 29 vor § 1353)* Eine dahin ge­
hende Forderung kann wie das Verlangen von Schadenser­
satz von der Rechtsordnung allenfalls bei Vorliegen 
besonderer Umstände als unvereinbar mit dem Wesen der 
Ehe angesehen werden.

Ebenso steht auch die Funktion des Schmerzens­
geldes, Genugtuung und Ausgleich für eine zugefügte 
NichtvermögensSchädigung zu bieten, einer Entschädi­
gung sverpflichtung unter Eheleuten nach § 847 BGB 
nicht entgegen. Wenn auch Eheleute, die in einer un­
gestörten Gemeinschaft leben, sich regelmäßig um ei­
ne andere, familiengerechtere Art des Ausgleichs und 
der Genugtuung bemühen werden, bedeutet das nicht, 
daß damit auch die Rechtsordnung nur diese sich nicht 
in einem Geldbetrag niederschlagende Art der Entschä­
digung anerkennt. Das könnte zu einer nicht gerecht-
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fertigten Schlechterstellung des Ehepartners führen (vgl. 
Jayme in FamRZ 1970, 388, 389; Böhmer in MDR 1959, 816; 
Hauß in LM BGB § 1359 Nr. 3). Nach dem Gesetz hat auch 
der geschädigte Ehepartner im Pall des § 847 BGB jeden­
falls regelmäßig einen Anspruch auf eine Entschädigung 
in Geld, mag diese auch nicht sehr hoch zu bemessen sein. 
Daß dieser Anspruch üblicherweise nicht geltend gemacht 
wird, ist für sein Bestehen (rechtlich) ohne Belang (vgl. 
Hauß in Festschrift Möhring 345, 356).

d) Zu unangemessenen Ergebnissen führt die Aner­
kennung des Schmerzensgeldanspruchs zwischen Eheleuten 
nicht:

Eheleute, deren Gemeinschaft ungestört ist, wer­
den und sollten zur Regelung ihrer Angelegenheiten 
nicht auf gesetzliche Vorschriften wie die des § 847 
Abs. 1 Satz 1 BGB zurückgreifen, auch wenn das Gesetz 
ihnen diese Möglichkeit grundsätzlich eröffnet. Damit 
wird der Schmerzensgeldanspruch im Regelfall nur dann 
von Bedeutung sein, wenn ein ZweitSchädiger vollen Er­
satz geleistet hat und dann gegen den mitverantwort­
lichen Ehepartner teilweise Rückgriff nimmt. So war 
es auch in dem der Entscheidung des VI. Senats des Bun­
desgerichtshofs vom 14. November 1958 - VI ZR 240/57 
(= VersR 1959, 231)zugrunde liegenden Fall: Ein Ehemann, 
dessen auf seinem Motorrad mitfahrende Ehefrau bei ei­
nem Verkehrsunfall verletzt worden war, wurde von dem 
für den Unfall ebenfalls verantwortlichen Zweitschädi­
ger, welcher der Ehefrau Schadensersatz und Schmerzens­
geld gezahlt hatte, auf Ausgleichung in Anspruch ge­
nommen und entsprechend verurteilt, da er seiner Frau
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kraft Gesetzes zum Schadensersatz verpflichtet sei; der 
Bundesgerichtshof hat dabei die Schmerzensgeldleistung 
von der Ausgleichung nicht ausgenommen.

Zudem aber - und das ist entscheidend - gewährt 
§ 847 Abs. 1 Satz 1 BGB nur einen Anspruch auf eine 
billige Entschädigung in Geld. Das Erfordernis der Bil­
ligkeit bildet (im Rahmen der Höhe des Anspruchs) ein 
Korrektiv (des dem Grunde nach bestehenden Anspruchs), 
weil sie unter Berücksichtigung aller erheblichen Um­
stände des Einzelfalls zu bestimmen ist (BGHZ 18, 149, 
161).

Zu diesen, für die Bemessung der Höhe des Schmer­
zensgeldes erheblichen Umständen gehören neben anderen 
die familienrechtlichen Beziehungen (BGH VerrR 1967, 
286) sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse von Ver­
letzer und Verletztem (BGHZ 18, 149, 159 ff). So darf 
beispielsweise ein Schmerzensgeldbetrag regelmäßig nur 
so hoch bemessen sein, daß er von dem verantwortlichen 
Ehepartner ohne unverhältnismäßige Minderung der der 
Familie zur Verfügung stehenden Mittel aufgebracht wer­
den kann (vgl. Staudinger/Schafer, BGB, 11. Aufl.,
§ 847 Rdnr. 57; Hauß in LM BGB § 1359 Nr. 3). Eine 
Schmerzensgeldentschädigung unter Eheleuten, die mit 
einer Minderung des angemessenen Familienunterhalts 
erkauft wäre und aus dem Grund vom Verletzten mögli­
cherweise der Familie wieder zur Verfügung gestellt 
werden müßte, wäre nicht angemessen im Sinn des § 847 
Abs. 1 Satz 1 BGB und könnte ihren Zweck nicht er­
füllen.
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Ob es im Einzelfall billig sein kann, eine Ent­
schädigung in Geld ganz auszuschließen, kann dahinste­
hen. Hierfür müßten zumindest besonders schwerwiegen­
de Umstände vorliegen. Das Gesetz geht in § 847 BGB 
als Regel von einer zu leistenden Entschädigung in Geld 
aus (BGHZ 18, 149, 160; Staudinger/Schäfer aaO). Der 
Umstand, daß die Ausgleichung zwischen Eheleuten vor­
zunehmen ist, stellt nur einen Faktor für die Bestim­
mung der Höhe der Entschädigung dar und reicht allein 
nicht aus, eine Geldentschädigung grundsätzlich als 
unbillig anzusehen.

Das Berufungsgericht hätte daher zu prüfen ge­
habt, welches Schmerzensgeld der Klägerin zustehen 
könnte. Dabei durfte es allerdings nicht lediglich 
unterstellen, daß der Ehemann der Klägerin schuld­
haft gehandelt habe, sein Verschulden mußte festge­
stellt werden.

2. Falls sich dann ein Schmerzensgeldanspruch 
der Klägerin gegen ihren Ehemann ergeben könnte, so 
würde er gegenüber der Staatshaftung eine anderwei­
te Ersatzmöglichkeit im Sinn des § 839 Abs. 1 Satz 
2 BGB darstellen mit der Folge, daß insoweit die hier 
nach Art. VIII Abs. 5 Truppenstatut in Verbindung 
mit § 839 Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 34 GG haftende Be­
klagte nicht in Anspruch genommen werden könnte.

a) Das Berufungsgericht meint, der Klägerin sei 
nicht zuzumuten, auf einen Schmerzensgeldanspruch 
gegen ihren Ehemann verwiesen zu werden. Das trifft 
hier nicht zu.
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Für die bei § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB vorzunehmende 
Prüfung, ob die Inanspruchnahme einer anderweiten Er­
satzmöglichkeit dem Geschädigten zumutbar ist (vgl. BGH 
VersR I960, 663; 1964, 751, 752; 1969, 425, 428), kom­
men solche Umstände nicht mehr in Betracht, die gegen 
eine Inanspruchnahme des Schädigers durch seinen Ehe­
partner deswegen sprechen könnten, weil es sich um Ehe- 
leujte handelt. Dem ist bereits bei der (Vor-) Frage 
Rechnung zu tragen, ob überhaupt und bejahendenfalls 
in welcher Höhe Eheleuten gegeneinander ein Schmerzens­
geldanspruch zustehen kann.

Von Bedeutung für die Frage der Zumutbarkeit kön­
nen dagegen auch bei Eheleuten solche Umstände sein, 
die ihre Grundlage nicht in der ehelichen Beziehung 
der Beteiligten haben. So brauchte sich beispielswei­
se eine Ehefrau nicht nach § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB 
auf einen Anspruch gegen ihren Ehemann verweisen zu 
lassen, wenn Aussicht auf eine baldige Verwirklichung 
des Anspruchs nicht bestünde (BGHZ 2, 209, 218; BGH 
VersR I960, 75, 76; 1969, 422, 423). Es wäre hier an 
den Fall zu denken, daß der Ehemann zwar nach Abwä­
gung aller Umstände ein Schmerzensgeld schuldete, er 
zur Zeit aber nicht in der Lage wäre, diese Entschä­
digung ganz oder auch nur teilweise zu leisten. Der­
artige Umstände für eine Unzumutbarkeit der Inanspruch­
nahme des Ehemanns der Klägerin hat das Berufungsge­
richt Jedoch nicht festgestellt.

Der Bundesgerichtshof hat sich bisher noch nicht 
mit der weiteren Frage zu befassen gehabt, ob bei An­
sprüchen unter Eheleuten aus unerlaubter Handlung



- 1 4 -

Bedenken, sie als zumutbare anderweite Ersatzmöglich­
keit im Sinn des § 839 Abs.l Satz 2 BGB anzusehen, mög­
licherweise auch deswegen bestehen könnten, weil nach 
dieser Vorschrift der mitverantwortliche Ehepartner den 
gesamten Schaden tragen müßte (und zwar auch dann, wenn 
er nur nach § 7 Abs. 1 StVG haftete, weil er beispiels­
weise den Nachweis eines für ihn unabwendbaren Ereignis­
ses nicht führen könnte, wohingegen den Zweit Schädiger 
ein Schuldvorwurf bis zur Grenze der leichten Fahrläs­
sigkeit treffen könnte). Die Frage kann hier jedoch da­
hinstehen. Die Bedenken gegen die Behandlung eines all­
gemeinen Schadensersatzanspruches unter Eheleuten als 
anderweite Ersatzmöglichkeit treffen jedenfalls auf ei­
nen - nur bei Verschulden gegebenen - Schmerzensgeld­
anspruch nicht zu.

b) § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB regelt einen Fall der 
Schadensausgleichung. Bei der als Schmerzensgeld zu 
leistenden Entschädigung handelt es sich jedoch nicht 
wie bei der Schadensersatzschuld um einen für alle Be­
teiligten feststehenden Betrag, der gegebenenfalls un­
ter mehreren für den Schaden Verantwortlichen aufzu­
teilen oder im Fall der Mithaftung des Staats voll auf 
den Mitverantwortlichen abzuwälzen ist. Die Notwendig­
keit, das Schmerzensgeld unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles festzusetzen, führt vielmehr 
dazu, bei mehreren Verantwortlichen die jeweiligen per­
sönlichen Verhältnisse des einzelnen für die Bemes­
sung des Schmerzensgelds heranzuziehen; die von jedem 
einzelnen geschuldete Entschädigung kann dadurch ver­
schieden hoch ausfallen (BGHZ 18, 149, 164, 165). So 
wird ein Ehepartner im allgemeinen eine geringere Ent­
schädigung in Geld schulden als ein unter den gleichen
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Umständen verantwortlicher nicht familienangehöriger 
ZweitSchädiger,

Ist der Staat für den Nichtvermögensschaden mit­
verantwortlich, ist weiter für die Höhe des Schmerzens­
gelds zu berücksichtigen, daß der zur Leistung ver­
pflichtete Ehepartner im Umfang seiner Haftung einen 
Ausgleich nicht erlangen kann. Auch das gehört zu den 
im Rahmen der Billigkeit erheblichen wirtschaftlichen 
Verhältnissen des Schädigers (BGHZ 18, 149, 165, 166; 
ebenso für den Fall, daß der Schädiger im Verhältnis 
zu seinem Versicherer den Schaden selbst tragen muß:
BGH VersR 1957, 573).

c) Eine solchermaßen den Gegebenheiten des Ein­
zelfalls in angemessener Weise Rechnung tragende Ent­
schädigung sforderung für einen Nichtvermögensschaden 
stellt eine auch unter Eheleuten zumutbare rechtliche 
Ersatzmöglichkeit dar. Nehmen Eheleute in einer unge­
störten Ehe diesen finanziellen Ausgleich tatsächlich 
nicht vor, kann sich das nicht zum Nachteil des eben­
falls mitverantwortlichen Staats auswirken. Vielmehr 
gilt hier im Grundsatz nichts anderes als im Fall der 
Verantwortlichkeit mehrerer für einen von ihnen ver­
ursachten Schaden. Es wirkt sich dann nach der Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofs nicht zu Lasten des 
Zweitschädigers aus, wenn der Geschädigte wegen be­
sonderer - persönlicher - Beziehungen zum Erstschädi­
ger es unterläßt, diesen in Anspruch zu nehmen, sei 
es freiwillig, sei es, daß ihm ein Gesetz den Anspruch 
versagt. Diesen Grundsatz hat der VI. Senat des Bun­
desgerichtshofs in seinem (für die Veröffentlichung
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vorgesehenen) Urteil vom 12. Juni 1973 - VI ZR 163/71 
ausdrücklich für den Fall eines Schmerzensgeldanspruchs, 
und zwar des bei einem Arbeitsunfall Geschädigten, be­
stätigt und entschieden, daß der verletzte Arbeitnehmer 
einen außerhalb des Sozialversicherungsverhältnisses 
stehenden Zweitschädiger insoweit nicht auf Schadenser­
satz einschließlich Schmerzensgeld in Anspruch nehmen 
könne, als der für den Schaden mitverantwortliche Un­
ternehmer (Erstschädiger) ohne seine Haftungsfreistel­
lung nach § 636 RVO im Verhältnis zum ZweitSchädiger 
für den Schaden aufkommen müßte (§§ 426, 254 BGB). Für 
Eheleute bedeutet das die Verpflichtung, den Nichtver­
mögensschaden zum Teil oder gegebenenfalls auch ganz 
- § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB - gemeinsam zu tragen, so­
weit er durch einen von ihnen verursacht und seine Hö­
he bei där Bemessung der Entschädigung als für die Fa­
miliengemeinschaft tragbar gewertet worden ist.

B. Schmerzensgeldanspruch der Mutter (Klägerin zu 2) 
gegen die Beklagte.

Wie zwischen Eheleuten gelten auch im Verhältnis 
von Eltern zu - erwachsenen - Kindern bei Schädigun­
gen im Straßenverkehr regelmäßig die allgemeinen De­
liktsvorschriften mit den unter A. aufgezeigten mögli­
chen Einschränkungen, sofern nicht im Einzelfall ab­
weichende Vereinbarungen getroffen sind. Das ist hier 
nicht geschehen.

Der nicht auszuschließende Schmerzensgeldanspruch 
der Klägerin zu 2) gegen ihren Sohn stellt gegenüber 
der Haftung des Staats ebenfalls eine anderweite Er- 
satzmöglichkeit dar.
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II.

Das angefochtene Urteil ist somit aufzuheben. Der 
Senat kann in der Sache nicht selbst entscheiden. Die 
Unterstellung des Berufungsgerichts, der Fahrer des 
Personenwagens, habe schuldhaft gehandelt,ist
nicht ausreichend. Die Frage seines Verschuldens ist 
zu klären. Alsdann sind gegebenenfalls weitere tatsäch­
liche Feststellungen dazu erforderlich, inwieweit die 
Klägerinnen dann von den beiden für den Verkehrsunfall 
Verantwortlichen ein Schmerzensgeld zu beanspruchen 
hätten. Eine Verurteilung der beklagten Bundesrepublik 
kann nur erfolgen, soweit sie einen höheren Betrag als 
der Fahrer des Personenwagens schuldet (BGHZ 18, 149, 
164).

III.

Die Revision rügt weiterhin, daß die Feststel­
lungen des Berufungsgerichts über die Fahrweise des 
den amerikanischen Lastwagen steuernden Soldaten, auf 
die es den Vorwurf der Fahrlässigkeit gestützt habe, 
fehlerhaft zustande gekommen seien. Hierauf braucht 
jedoch in der jetzigen Lage des Rechtsstreits nicht 
näher eingegangen zu werden. Denn jedenfalls kann die 
Klage im jetzigen Zeitpunkt nicht mangels eines Ver­
schuldens des amerikanischen Soldaten abgewiesen wer­
den. Nach dem Vortrag der Beklagten, den das Beru­
fungsgericht seiner Entscheidung ebenfalls zugrunde 
gelegt hat, bremste der amerikanische Fahrer seinen 
Lastwagen auf der - im übrigen nach v o m  übersicht­
lichen - Fahrbahn scharf ab mit der Folge, daß der 
Anhänger ausbrach. Eine solche Fahrweise, die bei



einem (notwendig werdenden) Bremsvorgang zum Schleudern, 
insbesondere eines Anhängers führt, genügt nicht den An­
forderungen, welche an die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt zu stellen sind - § 276 Abs. 1 Satz 1 BGB. Der 
amerikanische Fahrer hätte voraussehen und einkalkulie­
ren müssen, daß bei einem schärferen Bremsmanöver sein 
Anhänger ausbrechen könnte. Das ist ein nicht vollkom­
men unwahrscheinlicher und unvorhersehbarer Vorgang. Ob 
es - wie das Berufungsgericht annimmt, die Revision 
aber verneint - einen Erfahrungssatz gibt, daß solche, 
nach den Feststellungen des Oberlandesgerichts mit ei­
ner eigenen Bremsvorrichtung nicht versehene Anhänger 
bei scharfem Bremsen notwendigerweise ausbrechen, ist 
in diesem Zusammenhang unerheblich. Im übrigen werden 
die Parteien infolge der Aufhebung des Berufungsurteils 
und Zurückverweisung der Sache ohnehin Gelegenheit ha­
ben, weitere Tatsachen zur Frage des Verschuldens vor­
zutragen.

Kreft Dr. Arndt Dr. Beyer
Gähtgens Dr. Krohn
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